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2 3 6 . Bundesgesetz: Änderung des Luftverkehrsgesetzes und der Verordnung über Luftverkehr
2 3 7 . Bundesgesetz: Änderung des Tapferkeitsmedaillen-Zulagengesetzes 1962
238. Bundesgesetz: Änderung des Arbeitszeitgesetzes
2 3 9 . Bundesgesetz: Änderung des Landarbeitsgesetzes
2 4 0 . Bundesgesetz: Normengesetz 1971
241. Bundesgesetz: Änderung des Beschußgesetzes

236 . Bundesgesetz vom 8. Juni 1971, mit
dem das Luftverkehrsgesetz und die Verord-

nung über Luftverkehr geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Der Zweite Abschnitt des Luftverkehrsgesetzes

in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Au-
gust 1936, RGBl. I S. 653, des Art. I des Gesetzes
vom 26. Jänner 1943, RGBl. I S. 69, des § 151
Abs. 1 des Bundesgesetzes vom 2. Dezember 1957,
BGBl. Nr. 253, und des Bundesgesetzes vom
11. Juli 1963, BGBl. Nr. 200, wird in folgender
Weise geändert:

1. Die Abs. 1 und 2 des § 23 haben zu lauten:
„(1) Der Ersatzpflichtige haftet für jeden Un-

fall
a) bei Luftfahrzeugen unter 1200 Kilogramm

Fluggewicht bis zu einem Betrag von
1,000.000 S,

b) bei Luftfahrzeugen von 1200 Kilogramm
Fluggewicht bis weniger als 2500 Kilo-
gramm Fluggewicht bis zu einem Betrag
von 1,500.000 S,

c) bei Luftfahrzeugen ab 2500 Kilogramm
Fluggewicht bis zu einem Betrag von 800 S
für jedes Kilogramm des Fluggewichts, je-
doch höchstens bis zu einem Betrag von
6,000.000 S. Fluggewicht ist das bei der
Zulassung des Luftfahrzeugs festgesetzte
Gesamtfluggewicht.

(2) Ein Drittel der nach Abs. 1 errechneten
Summe dient für den Ersatz von Sachschäden,
zwei Drittel für den Ersatz von Personenschäden.
Die Höchstsumme des Schadenersatzes für jede
verletzte Person beträgt 600.000 S. Wird der im
Satz 1 für den Ersatz von Sachschäden oder den
Ersatz von Personenschäden jeweils vorgesehene

Höchstbetrag nicht oder nicht ganz in Anspruch
genommen, so kann er für den Ersatz der
Schäden der anderen Art beansprucht werden."

2. Der Abs. 1 des § 29 c hat zu lauten:
„(1) Im Falle der Tötung oder der Verletzung

einer beförderten Person haftet der Luftfahr-
zeughalter für jede Person bis zu einem Betrag
von 430.000 S. Dies gilt auch für den Kapital-
wert einer als Entschädigung festgesetzten Rente."

3. Im § 29 f Abs. 1 ist der Ausdruck „Luft-
fahrtunternehmen" durch den Ausdruck „Inhaber
von Luftverkehrsunternehmen" zu ersetzen.

4. Der § 29 g hat zu lauten:
„§ 29 g. (1) Die Inhaber von Luftverkehrs-

unternehmen müssen nachweisen, daß sie die
Fluggäste für deren Rechnung gegen Unfälle
(§ 29 a) versichert haben. Die Mindesthöhe der
Versicherungssumme beträgt für den Fall des
Todes oder der dauernden Erwerbsunfähigkeit
für jeden Fluggast 215.000 S. Soweit dem Ge-
schädigten aus der Unfallversicherung geleistet
wird, erlischt sein Anspruch auf Schadenersatz.

(2) Zur Sicherung der Schadenersatzforderun-
gen gegen den Eigentümer des Luftfahrzeugs, den
Luftfahrzeughalter, den vertraglichen und den
ausführenden Luftfrachtführer sowie die Perso-
nen, die berechtigterweise beim Betrieb des Luft-
fahrzeugs tätig sind, muß der Luftfahrzeughalter,
sofern er Inhaber eines Luftverkehrsunterneh-
mens ist, nachweisen, daß er eine Haftpflichtver-
sicherung bis zu den im § 29 c genannten Be-
trägen geschlossen hat. Dies gilt nicht, wenn Luft-
fahrzeughalter der Bund, ein Land, ein Gemein-
deverband oder eine Ortsgemeinde mit mehr als
50.000 Einwohnern ist. Die Haftpflichtversiche-
rung ist bei einem für diesen Versicherungszweig
in Österreich zugelassenen Versicherer zu schlie-
ßen, wenn der Luftfahrzeughalter seinen Sitz in
Österreich hat.
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(3) Für den Nachweis des Eingehens einer Un-
fallversicherung (Abs. 1) und einer Haftpflicht-
versicherung (Abs. 2) sowie für die Pflicht zur
Erstattung einer Anzeige bei einer vor Ablauf
der Versicherungsdauer eingetretenen Beendigung
des Versicherungsverhältnisses und bei Unter-
brechung des Versicherungsschutzes gelten die
§§ 108 und 109 der Verordnung über Luftver-
kehr vom 21. August 1936, RGBl. I S. 659, in der
Fassung des Luftfahrtgesetzes vom 2. Dezember
1957, BGBl. Nr. 253, sinngemäß."

5. Der § 29 h hat zu lauten:

„§ 29 h. Ist der Schaden bei einer internationa-
len Beförderung im Sinn des Abkommens zur
Vereinheitlichung von Regeln über die Beförde-
rung im internationalen Luftverkehr (Warschauer
Abkommen) vom 12. Oktober 1929, BGBl.
Nr. 286/1961, des Warschauer Abkommens in der
Fassung von Den Haag 1955 vom 28. September
1955, BGBl. Nr. 161/1971, oder des Zusatzabkom-
mens zum Warschauer Abkommen zur Verein-
heitlichung von Regeln über die von einem ande-
ren als dem vertraglichen Luftfrachtführer aus-
geführte Beförderung im internationalen Luft-
verkehr vom 18. September 1961, BGBl. Nr. 46/
1966, entstanden, so gilt jeweils das betreffende
Übereinkommen."

Artikel II

Der § 107 Abs. 2 der Verordnung über Luft-
verkehr vom 21. August 1936, RGBl. I S. 659, in
der Fassung des Bundesgesetzes vom 12. Feber
1969, BGBl. Nr. 93, wird dahin geändert, daß er
zu lauten hat:

„(2) Die Höhe der Versicherungssummen be-
stimmt sich nach § 23 des Luftverkehrsgesetzes."

Artikel III
Dieses Bundesgesetz ist, soweit es sich um die

Haftung handelt, nur auf Haftungsfälle anzu-
wenden, die sich nach seinem Inkrafttreten ereig-
nen. Für Haftungsfälle, die sich vorher ereignet
haben, gelten die bisherigen Bestimmungen
weiter.

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Justiz im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Verkehr und bezüg-
lich des Art. I Z. 4 im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen betraut.

Artikel V

Dieses Bundesgesetz tritt mit dem 1. Jänner
1972 in Kraft.

Jonas
Kreisky Broda Frühbauer Androsch

2 3 7 . Bundesgesetz vom 9. Juni 1971, mit
dem das Tapferkeitsmedaillen-Zulagengesetz

1962 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Tapferkeitsmedaillen-Zulagengesetz 1962,
BGBl. Nr. 146, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 197/1964, 196/1965, 266/1966 und
271/1969 wird wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die Höhe der Zulagen beträgt

a) für die goldene Tapferkeits-
medaille 400 S,

b) für die silberne Tapferkeits-
medaille 1. Klasse 200 S,

c) für die silberne Tapferkeits-
medaille 2. Klasse 100 S."

2. § 7 a Z. 3 hat zu lauten:

„3. Die Höhe des Ehrensoldes beträgt .2400 S."

Artikel II

Für Zeiträume zwischen dem 31. Dezember
1969 und dem 1. Juli 1971 beträgt

1. die Höhe der Zulagen nach den Bestim-
mungen des Tapferkeitsmedaillen-Zulagengeset-
zes 1962, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 271/1969, weiterhin

2. die Höhe des Ehrensoldes nach den Be-
stimmungen des Tapferkeitsmedaillen-Zulagen-
gesetzes 1962, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 271/1969, weiterhin 1800 S.

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Juli 1971
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Landesverteidigung
betraut.

Jonas
Kreisky Lütgendorf
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238. Bundesgesetz vom 16. Juni 1971, mit
dem das Arbeitszeitgesetz abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 11. Dezember 1969 über
die Regelung der Arbeitszeit (Arbeitszeitgesetz),
BGBl. Nr. 461, wird abgeändert wie folgt:

1. In § 9 haben nach den Worten „§ 7 Abs. 2
bis 4 und Abs. 5" die Worte „zweiter Satz" zu
entfallen.

2. § 10 hat zu lauten:

„§ 10. (1) Für Überstunden gebührt ein Zu-
schlag von 50 v. H.

(2) Der Berechnung des Zuschlages gemäß
Abs. 1 ist der auf die einzelne Arbeitsstunde ent-
fallende Normallohn zugrunde zu legen. Bei
Akkord-, Stück- und Gedinglöhnen ist dieser nach
dem Durchschnitt der letzten dreizehn Wochen zu
bemessen. Durch Kollektivvertrag kann auch eine
andere Berechnungsart vereinbart werden."

3. Im § 29 Abs.2 ist die Zitierung „§ 10 Abs. 1
und 3" durch die Zitierung „§ 10 Abs. 2" zu er-
setzen.

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1972
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut:

a) hinsichtlich der Arbeitnehmer in Betrieben,
die der bergbehördlichen Aufsicht unter-
stehen, der Bundesminister für Handel, Ge-
werbe und Industrie im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für soziale Verwaltung;

b) hinsichtlich der Arbeitnehmer in Betrieben,
die dem Verkehrs-Arbeitsinspektionsgesetz
unterliegen, der Bundesminister für Verkehr
im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für soziale Verwaltung;

c) hinsichtlich aller anderen Arbeitnehmer der
Bundesminister für soziale Verwaltung.

Jonas
Kreisky Häuser Staribacher Frühbauer

239. Bundesgesetz vom 16. Juni 1971, mit
dem das Landarbeitsgesetz, BGBl. Nr. 140/

1948, geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Die im Landarbeitsgesetz, BGBL Nr. 140/

1948, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 279/1957, 241/1960, 97/1961, 10/1962, 194/

1964, 238/1965, 265/1967, 283/1968 und 463/
1969, für die Regelung des Arbeitsrechtes in der
Land- und Forstwirtschaft gemäß Artikel 12
Abs. 1 Z. 4 des Bundes-Verfassungsgesetzes in
der Fassung von 1929 aufgestellten Grundsätze
werden wie folgt geändert:

§ 63 Abs. 4 hat zu entfallen.

Artikel II

Die Ausführungsgesetze der Länder zu den
Grundsätzen des Artikels I sind binnen drei Mo-
naten, vom Tage der Kundmachung dieses Bun-
desgesetzes an gerechnet, zu erlassen.

Artikel III

Mit der Wahrnehmung der dem Bunde ge-
mäß Art. 15 Abs. 8 des Bundes-Verfassungsge-
setzes in der Fassung von 1929 zustehenden
Rechte ist der Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft betraut.

Jonas
Kreisky Weihs

2 4 0 . Bundesgesetz vom 16. Juni 1971 über
das Normenwesen (Normengesetz 1971)
Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bundesminister für Bauten und
Technik kann einem Verein, dessen Zweck die
Schaffung und Veröffentlichung von Normen und
dessen Tätigkeit nicht auf Gewinn berechnet ist,
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen die
Befugnis verleihen, die von ihm geschaffenen
Normen als „Österreichische Normen"
(„ÖNORMEN") zu bezeichnen.

(2) Dieser Verein ist für die Dauer der er-
teilten Befugnis berechtigt, in Ausübung seiner
ihm durch dieses Bundesgesetz vorgeschriebenen
Aufgaben das Bundeswappen der Republik
Österreich zu führen.

(3) Solange eine nach Abs. 1 erteilte Befugnis
aufrecht ist, darf diese keinem anderen Verein
verliehen werden.

(4) Die Verleihung der Befugnis sowie ihr
Widerruf sind im „Amtsblatt zur Wiener
Zeitung" zu verlautbaren.

§ 2. (1) Die Befugnis nach § 1 Abs. 1 darf
nur verliehen werden, wenn der Verein satzungs-
gemäß

a) die Sicherheit bietet, daß bei der Schaffung
von ÖNORMEN entsprechend ihrem
Wirkungsbereich Stellen der Hoheits- und
Wirtschaftsverwaltung des Bundes und der
Länder, einschließlich etwa bestehender
selbständiger Wirtschaftskörper, die Ver-
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treter der Wissenschaft sowie die am
Normenwesen interessierten Standesver-
tretungen als Interessenvertretungen der
Erzeuger und Verbraucher mitwirken;

b) die Sicherheit bietet, daß er die zur Er-
füllung seiner Aufgaben erforderlichen
Mittel aufbringen kann;

c) die Vorgangsweise bei Schaffung von
ÖNORMEN in allen wesentlichen Einzel-
heiten in seiner Geschäftsordnung festge-
legt hat.

(2) Die Geschäftsordnung gemäß Abs. 1 lit. c
muß insbesondere regeln:
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§ 9. (1) Wird einem Verein die Befugnis gemäß
§ 1 Abs. 1 verliehen, so unterliegt er der Aufsicht
des Bundesministers für Bauten und Technik.
Der Verein hat dem Bundesminister für Bauten
und Technik auf Verlangen alle erforderlichen
Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

(2) Der Bundesminister für Bauten und
Technik hat unbeschadet der Vorschriften des
§ 68 AVG, BGBl. Nr. 172/1950, die Befugnis
zu widerrufen, wenn die gesetzlichen Voraus-
setzungen für die Erteilung der Befugnis nicht
mehr vorliegen oder wenn der Verein den mit
der Befugnis verbundenen Pflichten, trotz nach-
weisbarer Aufforderung, nicht nachkommt.

(3) Nach Widerruf der Befugnis hat der Verein
dem Bundesminister für Bauten und Technik
die Register gemäß § 6 Abs. 1 unentgeltlich zur
Verfügung zu stellen.

§ 11. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist der Bundesminister für Bauten und
Technik betraut.

Jonas
Kreisky Moser

2 4 1 . Bundesgesetz vom 16. Juni 1971, mit
dem das Beschußgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Beschußgesetz, BGBl. Nr. 141/1951, wird
wie folgt geändert:

1. § 5 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Dem Endbeschuß muß bei Flinten und

mehrläufigen Gewehren ein Beschuß der vorbe-
arbeiteten Läufe oder eine zerstörungsfreie Werk-
stoffprüfung vorausgegangen sein (Vorbeschuß).

2. § 7 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Zeigt die Waffe nach dem End-

beschuß die Sicherheit beeinträchtigende Mängel,
so ist sie ohne Beschußzeichen, jedoch mit der
Protokollnummer versehen, zurückzugeben (§ 3).

3. § 23 (neu) hat zu lauten:
„§ 23. Der Bundesminister für Bauten und

Technik kann im Bereich dieses Gesetzes
ÖNORMEN oder Teile von ihnen für verbind-
lich erklären."

4. Der bisherige § 23 hat die Bezeichnung § 24
zu erhalten und zu lauten:

„§ 24. Dieses Bundesgesetz tritt mit dem seiner
Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft.
Mit seiner Vollziehung ist der Bundesminister
für Bauten und Technik, hinsichtlich § 19 im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Inneres,
betraut."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Bauten und Technik be-
traut.

Jonas
Kreisky Moser
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